Öffentliche Bekanntmachung 
gem. §§ 10 Abs. 7 und 8 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung des BImSchG (9. BImSchV) 
Die Firma Öko-Aktiv Beteiligungsgesellschaft mbH, Im Bangert 1 in 65506 Villmar-Weyer hat von der Kreisverwaltung des Westerwaldkreises in 56410 Montabaur die Genehmigung zur Errichtung und Betrieb von insgesamt zwei Windenergieanlagen des Typs Enercon E 138 EP 3 und E 138 EP 3 E 2 mit einer Nabenhöhe von 160 m, einem Rotordurchmesser von 138,6 m und einer Nennleistung von 3,5 MW bzw. 4,2 MW in der Gemarkung Herschbach, Flur 17, Flurstück 7 und Flur 70, Flurstück 9529 erhalten. 

Die Genehmigungsurkunde vom 13. Januar 2020 kann vom Tage nach dieser Bekanntmachung an zwei Wochen, also vom 1. bis zum 14. Februar 2020 bei der Kreisverwaltung des Westerwaldkreises, Peter-Altmeier-Platz 1, 56410 Montabaur Zimmer B 137 während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten gegenüber als zugestellt. Eine Abschrift der Genehmigung kann an vorgenannter Stelle schriftlich, unter Tel. 02602 – 124 275 oder elektronisch unter E-Mail: Christian.Boll@westerwaldkreis.de angefordert werden. Die öffentliche Bekanntmachung dieser Entscheidung vom 14. Januar 2020, erschienen in der Westerwälder Zeitung vom 23. Januar 2020 sowie den Mitteilungsblättern der Verbandsgemeinden Selters und Hachenburg (Nr. 4/2020) vom 23. bzw. 24. Januar 2020 war fehlerhaft und ist deshalb zu wiederholen. 

Der verfügende Teil sowie die Rechtsbehelfsbelehrung der Genehmigung vom 13. Januar 2020 wird hiermit gem. § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m.  § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes – Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV)  wie nachfolgend dargestellt öffentlich bekannt gemacht: 

G e n e h m i g u n g s u r k u n d e
vom 13. Januar 2020 – Az.:7/70-144-10-7.121
Der Firma Öko-Aktiv Beteiligungsgesellschaft mbH, Im Bangert 1 in 65506 Villmar-Weyer wird unbeschadet etwaiger privater Rechte Dritter

1. die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Enercon E-138 EP 3 (WEA 1) mit einer Nennleistung von 3,5 MW und einer weiteren des Typs Enercon E-138 EP 3 E 2 (WEA 2), Nabenhöhe 160 m mit einer Nennleistung von 4,2 MW 

· in der Gemarkung Herschbach, Flur 17, Flurstück 7 an dem Punkt UTM 32 412 005 - 5 605 982 (WEA 1)

· in der Gemarkung Herschbach, Flur 70, Flurstück 9529 an dem Punkt UTM 32 413 168 - 5 606 022 (WEA 2)


sowie

2. die nach § 9 Abs. 8 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) erforderliche Ausnahme vom Anbauverbot des § 9 Abs. 2 FStrG im Zuge der B 8 bei Station 3,845 (Einmündung 1) sowie bei Station 4,870 (Einmündung 2) zwischen NK 5312 060 und NK 5412 062 erteilt.

3. Die zwecks Erschließung des Baufeldes erforderliche Nutzung der umzubauenden Zufahrten im Zuge der B 8 wie unter 2. näher bezeichnet wird gemäß § 8 Abs. 2 FStrG widerruflich erlaubt. 

4. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige Vollziehbarkeit dieser Entscheidung im überwiegenden Interesse der Antragstellerin sowie im überwiegenden öffentlichen Interesse angeordnet. 

5. Diese Genehmigung erlischt, wenn mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlagen nicht bis zum Ablauf einer Frist von vier Jahren nach Eintritt der Bestandskraft dieses Bescheids begonnen worden ist. 

6. Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 
Die Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von dieser Genehmigung eingeschlossen werden. Die Genehmigung ergeht entsprechend den diesem Bescheid zugrunde liegenden Unterlagen (Antrag, Zeichnungen und Beschreibungen) und, zur Sicherstellung der Genehmigungsvoraussetzungen aus § 6 BImSchG, unter Festlegung entsprechender Nebenbestimmungen (§ 12 BImSchG).
R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Eintritt der oben dargestellten Zustellungsfiktion Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung des Westerwaldkreises einzulegen. Der Widerspruch kann
1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung des Westerwaldkreises, 
Peter-Altmeier-Platz 1, 56410 Montabaur oder

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur
 an westerwaldkreis@poststelle.rlp.de erhoben werden.
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet unter www.westerwaldkreis.de > Impressum > Elektronische Kommunikation aufgeführt sind. 

Montabaur, 24. Januar 2020 
Im Auftrag: 
gez. Olaf Glasner, Amtsrat
� vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. EU Nr. L 257 S. 73).
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